
Dr. Gysi (PDS):

Ich verstehe Ihre Neugier.

(Heiterkeit bei der PDS)

Sie stehen damit auch nicht allein. Da Sie die Frage, ob ein Ge­
setz verfassungsändernd ist oder nicht, davon abhängig ge­
macht haben, ob Sie das vorher gesagt haben oder nicht,

(Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner: Nein!)

und ich immer noch der Meinung bin, daß das davon abhängig 
ist, ob es die Verfassung ändert oder nicht, würde ich zumindest 
darum bitten, daß die Stimmen ausgezählt werden, damit für den 
Fall eines späteren Rechtsstreites wenigstens klar ist, ob es eine 
Zweidrittelmehrheit gab oder nicht. Denn falls es sie gegeben 
hat, ist ja die Sache erledigt. Dann wäre es ja auch als verfas­
sungsänderndes Gesetz angenommen. Aber falls nicht, könnte 
das Wirkungen haben.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Sie plädieren für Wiederholung der Abstimmung?

(Dr. Gysi, PDS: Auf Auszählung!)

Eine Auszählung ist nur möglich mit Wiederholung. Das ge­
ben Sie mir zu?

Dann darf ich vielleicht doch erst einmal die Frage beantwor­
ten, die diesen Änderungsantrag aus dem Bündnis 90/Grüne 
zum Ländereinführungsgesetz betraf.

Dieser Abänderungsantrag ist in der 2. Lesung des Gesetzes 
eingebracht worden. Er ist dann, wie das der Sinn der 2. Lesung 
ist, mit an den Ausschuß überwiesen worden. Der Ausschuß hat 
darüber beraten und hat festgestellt, daß er diese Dinge nicht in 
den Gesetzestext einarbeiten will, und seinen Beschlußvor­
schlag hier wieder eingebracht. Ich hatte daraufhin erwartet, 
daß Ihre Fraktion diesen Abänderungsvertrag erneut einbringt, 
und habe gefragt, ob das jemand machen möchte. Ich habe einen 
Moment gewartet. Sie können das gern im Protokoll nachlesen, 
das Warten können Sie nur auf dem Band merken. Es ist nichts 
gekommen. Daraufhin habe ich den Zettel, der mir vorlag, in der 
Annahme, daß Sie das nicht mehr abstimmen lassen wollen, bei­
seite gelegt und bin zur Abstimmung gekommen.

Da kann ich nun schlicht nur sagen: Da haben Sie an der Stelle 
nicht aufgepaßt, wo es für Sie entscheidend gewesen wäre. Jetzt 
ist es nicht mehr zu wiederholen.

(Beifall bei CDU/DA, DSU und Liberalen)

Was die Wiederholung der Abstimmung betrifft, kann ich er­
stens nur feststellen: Ich habe das übrigens nicht dadurch zu ei­
nem Verfassungsgesetz gemacht, daß ich vorher darauf hinge­
wiesen habe oder nicht, sondern ich habe den Text, der uns Vor­
gelegen hat und der zur Abstimmung gestellt war, als solchen 
ernst genommen. Sonst hätte man bei dem Text die Abänderung 
beantragen müssen, sowohl schon bei der Tagesordnung, bei der 
es nicht draufsteht, als auch bei der Beschlußempfehlung selbst. 
Das ist jetzt nicht geschehen. Ich weiß nicht, mit welchem Recht 
ich jetzt eine Abstimmung wiederholen kann. Wenn Sie die Aus­
zählung gleich verlangt hätten ...

(Dr. Gysi, PDS: Danach sind nur Erklärungen abgegeben wor­
den. Die Auszählung habe ich verlangt.)

Ich denke, die Sache wäre nur dann sinnvoll, wenn jetzt Zwei­
fel daran entstehen. - Bitte schön, der Vorsitzende des Verfas­
sungsausschusses hat noch einmal das Wort.

Becker (CDU/DA):

Ich möchte noch einmal deutlich sagen, daß das Gesetz nicht 
als Verfassungsgesetz klassifiziert worden ist, und auch die von 
Herrn Gysi angesprochenen Punkte rechtfertigen nicht eine 
Klassifizierung dieses Gesetzes als verfassungsänderndes Ge­
setz.

(Zurufe von der PDS: Das ist Ihre Meinung. - Das zweifeln wir 
an.)

(Unruhe)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Es tut mir leid, die Gesetzesvorlage ist so abgestimmt worden. 
Wenn Sie sich davon überzeugen wollen, daß ich das jetzt nicht 
erfunden habe - nehmen Sie bitte einmal das Ländereinfüh­
rungsgesetz und sehen vorn drauf und das Länderwahlgesetz! 
Da merken Sie eindeutig, daß der Ausschuß selber - und das ist 
immerhin unser Verfassungsausschuß - den Charakter der Ge­
setze so festgestellt hat. Das hätte angefochten werden müssen. 
Das ist bis zur Abstimmung nicht getan worden. Damit gibt es, 
glaube ich, keine Möglichkeit, das weiter zu verhandeln.

(Beifall bei den Koalitionsparteien)

Wir kommen jetzt, nachdem wir die ersten vier Tagesord­
nungspunkte erledigt haben, zum Tagesordnungspunkt 4 a:

Fortsetzung der Verhandlung zu dem von der 
Fraktion der Liberalen eingebrachten 
Beschlußentwurf zum Beitritt zum Geltungs­
bereich des Grundgesetzes der BRD nach 
Artikel 23 mit Wirkung vom 1. Dezember 1990 
(Drucksache Nr. 148)

Sie erinnern sich daran - ich hatte das heute früh im Zu­
sammenhang mit der Tagesordnung gesagt -, daß an dieser Stel­
le die Verweisung an den Ausschuß am letzten Freitag abgelehnt 
worden war und daß die Abstimmung über die Sache selber noch 
nicht stattgefunden hat. Wenn ein Antrag nicht an den Ausschuß 
überwiesen worden ist, dann muß das Plenum hier über diesen 
Antrag beraten und ihn zur Entscheidung bringen. Das soll jetzt 
hier geschehen. Sie können das in der Geschäftsordnung nachle­
sen: Wenn das abgelehnt wird, wird so verhandelt, wie wir das 
sonst auch gewöhnt sind - mit Abänderungsanträgen und der­
gleichen, wenn erforderlich.

Zunächst, wohl zu diesem Zwecke, hat das Wort der Vertreter 
der Fraktion der Liberalen, der Abgeordnete Ortleb.

Prof. Dr. Ortleb für die Fraktionen Die Liberalen und SPD:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Fraktion der 
Liberalen und die Fraktion der SPD bringen einen Änderungs­
antrag zu dem ursprünglich von der Fraktion der Liberalen ein­
gereichten Antrag ein. Dieser Antrag formuliert den ursprüng­
lich von der Fraktion der Liberalen gestellten Antrag ausführli­
cher, und zwar:

„Die Volkskammer möge beschließen:
1. Die Volkskammer der DDR wird den Beitritt der DDR 
gemäß Aritikel23 Grundgesetz so rechtzeitig beschließen, 
daß er spätestens am Tage vor der Wahl zum ersten gesamt­
deutschen Parlament wirksam wird. Die mit dem Beitritt zu­
sammenhängenden Fragen sind bis dahin in einem Eini­
gungsvertrag zwischen der DDR und der Bundesrepublik 
Deutschland einvernehmlich zu regeln. In diesem Vertrag 
ist auch zu vereinbaren, daß die Regierung der DDR bis zur 
Bestellung der ersten gesamtdeutschen Regierung ge­
schäftsführend im Amt bleibt.

2. Die Volkskammer beauftragt ihr Präsidium, mit dem Prä­
sidium des Deutschen Bundestages eine gemeinsame Sit­
zung der beiden Ausschüsse Deutsche Einheit noch im Juli
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